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Beilage zu Nr » 32 der Karlsruher Zeitung.
Donnerstag 7 Februar 1878 .

Badischer Landtag
-s-f Karlsruhe , 5 . Febr . 36 . öffentliche Sitzung der

Zweiten Kammer unter dem Vorsitze des Präsidenten
Lamey . ( S . Hauptblatt Nr . 31 . )

Auf die Anfrage des Abg . Frech bei Berathung der Refi¬
ll edite bezüglich der Eisenbahn von Friedrichsfeld nach
Schwetzingen erklärt

Staatsminister Turban : Die Großh . Regierung habe
durch Aufrechterhaltung des Kredits gezeigt , daß sie gewillt
sei , die Bahn auszusühren ; die Verhandlungen mit der
Maiu -Neckar -Bahn , in deren Interesse die Bahnlinie wesent¬
lich gelegen sei , haben sich jedoch Wider El warten hinausge¬
zogen , namentlich weil bei dieser Gelegenheit von einer der

betheiligten Regierungen eine an sich mit dem Gegenstände
nicht im Zusammenhang stehende und nach Ansicht der Groß -

herzogl . Regierung auch unbillige Forderung aus Abänderung
des Vertragsverhältnisscs gestellt worden sei. Die Großh . Re¬
gierung sei soweit enigeglngekommen , als möglich , es frage
sich nun , ob das letzte Anerbieten derselben angenommen
werde . Wenn dies der Fall sei, stehe dem Bau nichts mehr
entgegen ; beharre die betreffende Regierung aber auf ihrer
Forderung , so wäre für die Großh . Regierung z. Zt . der
Bau der Linie kein ss sehr dringendes Bedürfnis .

Abg Krausmann : Im Augenblicke , wo der Bau der
Linie Friedrichsfeld - Schwetzingen beginne , werde auch darauf
gedrängt werden müssen , daß die Bahn Heidelberg Wcinheim
gebaut werde , von welcher auf früheren Landtagen anerkannt
sei , daß sie für Heidelberg und die andern betheiligten
Gegenden eine Lebensfrage bilde .

Im gleichen Sinne sprechen die Abgg . Mays und
Bürklin l .

Staatsminister Turban möchte nur in Bezug auf
frühere Aeußerungen wiederholen , daß man die Voraussetzung
großer Nachtheile für Heidelberg von der Linie Friedrichsfeld -
Schwetzingen nicht für begründet erachten könne . Daß der
Bau einer Eisenbahn Heidelberg Weinheim für Heidelberg
und l ic Bergstraße sehr wünschenswerth wäre , sei keine Frage ,
aber de: selbe sei nicht dringlich und werde deßhalb aus spätere
Zeiten »erspart werden können — und müssen , weil die an
der Main -Neckar - Bahn betheiligten Regierungen nicht gewillt
seien, sich an demselben zu betheiligen . Für die Staatsbahn -
Verwaltung aber liege die Sache so , daß - sic den Bau der
Linie unmöglich vorschlagen könne , und auch für Private und
Korporationen seien hierzu die Verhältnisse nicht angcthan .

Nach einer schon mitaetheilten Bemerkung des Abg .
Marbe werden die aufrecht zu erhaltenden Kredite im
Gesammtbetrage von 10,314,422 M . 25 Pf . genehmigt .

Es folgt Berathung des Eisenbahnbau - Budgets . In der
allgemeinen Diskussion tritt Abg . Beck für die Bodensee -
Gürtelbahn ein . Trotz des bestehenden Staatsvcrtrages mit
Württemberg habe man bis heute nicht zu bauen angefangen ;
es sei aber dringend nothwendiz , daß der so blühende Be¬
zirk Uebcrlingcn eine Schienenverbindung erhalte , wenn er
nicht in seinen volkswirthschaftlichen Verhältnissen zurück¬
kommen solle.

Staatsminister Turban : Er habe schon bei einer
früheren Gelegenheit im Hause betont , daß kein dringendes
Bedürfniß für die Bsdeusec - Gürtelbahn vorliege , und darauf
hingcwiejcn , daß durch die Dampfschiff - Fahrt ein Ersatz ge¬
boten sei. Redner habe damals gesagt , daß die Großh .
Regierung , wenn sich seiner Zeit Herausstellen werde , daß
die vorliegende Bahnverbindung nicht rathsam erscheine,
durch den Staatsvertrag mit Württemberg nicht gedrängt
sei und sich auch über eine Erstreckung der Frist verständi¬
gen könne. Redner versichere übrigens , daß die Groß -
herzogl . Regierung , wenn die allgemeinen Zeitverhältnisse die
Ausgabe gerechtfertigt erscheinen lasse, die Eisenbahn in An¬
griff nehmen werde .

Abg . Esch dach er : Der badische Staat sei im Eisen¬
bahn - Bau bis jetzt mit anerkenncnswerther Bereitwilligkeit
auf die Bedürfnisse der einzelnen LandeStheile eingegangen .
Wenn nun die gegenwärtigen Verhältnisse zu einer gewissen
Vorsicht mahnen , so folge daraus nicht , daß man sich des
Bahnbaues ganz enthalten solle ; es läge in der Sistirung
eine große Ungerechtigkeit gegen diejenigen LandeStheile , die
berechtigte Wünsche haben . Der obere und der untere Lan -
destheil seien gleichmäßig von Eisenbahnen durchzogen , nur
der große Schwarzwald -Bezirk zwischen Freiburg und Donau -
eschingen entbehre noch des Glückes Hr Bahnverbindung .
Die Nothwendigkeil einer solchen sei allseitig anerkannt ; die
Kinzigthal - Bahn habe seiner Zeit der Höllenthal - Bahn den
Rang abgelaufen , die Billigkeit verlange , daß nunmehr auch
letztere, welche ohne schwere Schädigung nicht entbehrt wer¬
den könne , zur Ausführung komme . Man erkenne an , daß
bei jetziger Zeitlage eine Staatsbahn nicht in Betracht
komme , die beiden zunächst betheiligten Städte haben sich
darum große Opfer auferlegt und sind bereit , den Aufwand
für die Bahn zu tragen , mit Ausnahme eines Zuschusses
von 5 Millionen Mark . Der in ' s Detail ausgearbeitcte
Voranschlag für die Bahn , wonach die Kinzigrhal Dahn 6
brs 8 mal so viel gekostet hätte als die Höllenthal Bahn ,
sei der Großh . Regierung vorgelcgt . Die bisherigen Bedenken
Uber die Zulässigkeit des Zahnrad - Systems seien gehoben .
Man könnte alsbald an 's Werk schreiten ; die beiden Städte
erwarten daher mit größter Ungeduld den Ausfall des Gut¬
achtens der technischen Behörden . Das Wohl und Wehe
eines großen Landestheiles hänge davon ab , wenn der Bau
nochmals verschoben werde .

Staatsminister Turban : Er theile heute noch die von

ihm auf dem vorigen Landtage ausgesprochene Ansicht , daß ,
wenn neue Bahnen gebaut werden sollen , die Linie von
Frciburg auf die Höhe des Schwarzwaldes und später bis
Donaueschingcn in erster Reihe Berücksichtigung verlange .
Ein Blick auf die Karle zeige, daß ein großer Bezirk , für
welchen nach seinen wirthschaftlichen Verhältnissen eine
Eisenbahn ein Bedürfniß sei, derselben entbehre . Die Bahn
werde allerdings , wenn man auch die Ersparniß des Zahn¬
rad - Systems , welches — wofür Erfahrungen vorhanden
seien — ausführbar und auch ausreichend sei , den Verkehr
zu bewältigen , gegenüber der Normalbahn in Betracht
ziehe, sehr kostbar sein , etwa 9 Millionen Mark kosten, - und
diese Summe werde sich nicht rentiren . Inwiefern nun
den Städten Freiburg und Neustadt der beantragte Zuschuß
wirklich gewährt werden könne, sei Redner heute noch nicht
zu beantworten im Stande . Denn wie vom Vorredner er¬
wähnt , sei die technische Behörde gerade beschäftigt , den Vor¬
schlag zu prüfen ; Redner hoffe, daß dies nicht zu lange
Zeit in Anspruch nehme ; man werde also in nicht ferner
Zeit in Besitz der technischen Materialien gelangen und
sich alsdann schlüssig machen , was von Seiten des Staats
geschehen und unter welche« Voraussetzungen eine Anforde¬
rung an die Stände gestellt werden könne . Für Redner
persönlich sollte es eine Freude sein , wenn der Ausgang
wäre , daß dem Privatunternehmen Beistand geleistet würde .

Bei dieser Gelegenheit will Redner mit Bezug auf eine
Stelle des Kommijsionsberichtes , in welcher das System
der Sekundärbahnen empfohlen ist, bemerken , daß auch die
Großh . Regierung der Ansicht sei , daß manche Bahnen als
Sekundärbahnen gebaut werden könnten und — hätten
gebaut werden können , wodurch man aus billigere Weise
lokalem Bedürfnisse gerecht würde . Wenn man aber Sekuu -
därbahnen , ausgehend von dem Gedanken , daß bei denselben
der Betrieb kein sehr schneller zu sein brauche , daß man in
Beziehung auf Anlage , Betrieb , Bewachung rc . Ersparungen
machen könne, befürworte , dürfe man auch den andern Ge
sichtspunkt nicht übersehen , daß der Aufwand , der durch
Sekundärbahnen entstehe , ein dem ganzen Lande wenig zu
gut kommender seiund daß deßhalb den - meistbetheiligten
Orten Anlaß gegeben sei , die Bestreitung zunächst in die

Hand zu nehmen . Die Städte Freiburg und Neustadt
machen in dieser Beziehung einen Anfang , — ob derselbe
genüge , werde noch zu entscheiden sein . Man müsse sich
mehr und mehr im Lande mit dem Gedanken befreunden .
Allerdings enthalte derselbe eine gewisse Härte , allein man
sei eben an einem Punkte angelangt , von dem aus man
nicht weiter gehen könne , wenn man nicht dahin gelangen
wolle , die ausgcschiedenen Verwaltungszweige auf das Staats¬
budget zu übernehmen , womit man dasselbe in einer Weise
belasten würde , daß man nicht ohne Steu - cerhöhung durch¬
käme . Wenn die Wünsche nicht aus bessere Zeiten zurück -
gestellt werden sollen , werden sich deßhalb die Interessenten
in erheblicher Weise bctheiligen müssen , nicht nur beim Bau ,
sondern auch beim Betrieb , an welchen bei Privatunter¬
nehmern weniger große Anforderungen gestellt werden , als
dem Staate gegenüber . Redner schließt mit einer auf die
Geschäftsbehandlung der Vorlage bezüglichen Bemerkung .

Der Berichterstatttcr erwiedert hierauf und erklärt
sich mit den Aeußerungen über die Sekundärbahnen einver¬
standen .

Abg . Hansjakob : Die Antwort des Staatsministers
bezüglich der Bodensee - Gürkelbahn lasse ziemlich unbefriedigt .
Gerade in solchen Zeiten , wie die gegenwärtigen , solle man
bauen , um den Beschäftigungslosen Verdienst zu geben .
Wenn die Eisenbahn - Steuer komme , müsse am Ende der
Bezirk Ueberlingen die Steuer mit zahlen , ohne eine Bahn zu
haben . Die Gegend sei beunruhigt über die lange Verzöge¬
rung ; Redner schlage vor , wenigstens die Strecke Stah -
ringen -Ueberlingen in das nächste Budget aufzunehmen , da¬
mit einmal ein Anfang gesehen werde .'

Abg . Seefels empfiehlt den Ankauf eines mitten im
Bahnhof zu Baden gelegenen Grundstückes , sowie bessere
Wasserversorgung für denselben , wozu im Augenblick günstige
Gelegenheiten seien.

Abg . St ' gler erinnert daran , daß die Wünsche bezüglich
der Fortsetzung der Rheinthal -Bahn nach Rastatt zurückge¬
stellt . aber nicht aufgcgeben seien.

Abg . v . Feder begründet seine Interpellation : Die in
dem Staatsvertrag vom 23 . Nov . 1871 zwischen Baden
und Bayern , auf den Redner nicht zum ersten Male die
Aufmerksamkeit des Hauses lenke, für die Bahnen Bruchsal -
Germersheim und Heidelberg - Speier bedungene Gegenleistung
sei nicht erfolgt , Verhandlungen bezüglich der Fortsetzung der
Bahn Winden - Bergzabern scheinen nicht zum Ziele geführt zu
haben . Bezüglich der beiden andern in Betracht kommenden
Linien Wertheim -Lohr und Seckach - Miltenberg hatte die bayrische .
Regierung die erforderlichen Vorlagen an ihre Stände ge¬
macht , das Eisenbahn -Budget wurde jedoch s. Z . im Ganzen
verworfen . Nunmehr seien die Vorlagen von beiden Kam¬
mern genehmigt worden , die Sache habe also jetzt eine er¬
freulichere Wendung genommen . Redner hoffe , daß die
Bauten bald ausgeführt werden , und frage , welches der ge¬
genwärtige Stand der Verhandlungen sei.

Abg . Hcnnig tritt den Ausführungen des Vorredners bei .

Staatsminister Turban theilt zunächst aus den erst
kürzlich vollendeten und der Regierung zugegangenen Detail¬

projekten mit , welche Beträge die Bahnlinien Scckach Mil¬

tenberg und Wertheim -Lohr badischer Seits erfordern wür¬
den ; rS wären dies für die elftere Linie 4,320,000 M . , für

die zweste , ausschließlich der Hälfte der Eisenbahn - Brüche
bei Wertheim , für welche Hälfte man etwa 500,OM M .
annehmen könne, 1,314,000 M , Hierzu komme , daß « ach
dem Staaisvertrag vom 23 . Nov . 1871 Baden der bayrischen
Regierung das Anlagekapital für die badischem Betriebe
überlassene Strecke von der Landesgrenze bis Miltenberg , das
nach der Berechnung der bayrischen Regierung 5,650,OM M .
betrage , 15 Jahre lang zu 4 ' /z Prozent zu verzinsen habe .

Dies vorausgeschickt , führt Redner aus , daß die königl .
bayrische Regierung bezüglich der Bahn Bergzabern - Kalten¬
bach, die sehr kostspielig und für die pfälzischen Bahnen be¬
lastend sein würde , schon wiederholt geltend gemacht habe ,
daß der Verkehr sich über Landau bewältigen lasse und es
deßhalb nicht billig wäre , wenn Baden auf dem Bau der
Bahn bestehe , die vorwiegend nur lokales Interesse haben
würde . Baden konnte dies nicht einräumen , darum nicht
ohne Weiteres verzichten und bestehe auf der Erfüllung des
Vertrages ; — nachdem aber vorläufig durch ein Abkommen
mit den pfälzischen Bahnen der Güterverkehr hälftig zwischen
Maxau - Karlsruhe - und Germersheim -Bruchsal - Mühlacker ge-
theilt werde , und hiermit theilweise den Interessen der Maxauer
Bahn Rücksicht getragen sei , frage es sich weiter , ob Baden
in der Lage sei, auf die Linie Bergzabern -Kaltenbach zu ver¬
zichten , wenn Bayern ein entsprechendes Aequivalent biete .
Dabei sei der ganze Inhalt des Staatsvertrags , insbesondere
auch die Bahn Seckach - Miltenberg in Betracht zu ziehen .
Daß die Linie LohrWertheim ausgeführt werden müsse , be¬
trachte Redner als selbstverständlich . Bei Seckach -Miltenberg
falle schwer in ' s Gewicht , daß ein großes Kapital auf sehr
lange -zeit verzinst werden müsse, daß der Verkehr nur ein
geringer sein werde und wir darum zu einer ganz bedeuten¬
den Erschwerung der Eisenbahn - Schuldenlast gelangen würden .

Zur Zeit schweben die Verhandlungen , es werde deßhalb
begreiflich sein , daß Redner über Einzelnes sich nicht aus¬
zusprechen vermöge . Anführen könne er noch, daß die Graßh .
Generaldirektiou als einfachste Lösung vorschlug , daß Baden
auf die Linie Bergzabern - Kaltenbach , Bayern auf Seckach -
Miltenberg verzichte , ode^ daß wenigstens gegenseitig längere
Fristen gestattet werden . Jedenfalls seien die Bestrebungen
der Großh . Regierung auf eine Erleichterung der Lasten ,
welche uns der Staatsvertrag auferlege , gerichtet .

Der Berichterstatter bedaüert , daß Bayern nicht un¬
bedingt seine vertragsmäßigen Verpflichtungen erfüllen solle ,
will übrigens der schwebenden Verhandlungen wegen aus den
Gegenstand nicht weiter eingehen ; es werde noch die Zeit
kommen , über denselben zu »verhandeln .

Abg . Fauler hält den Standpunkt der Großh . Regie¬
rung für richtig und bittet , denselben festzuhalten .

Abg v. Feder theilt die Ansicht der Großh . Regierung ,
daß . man nicht beliebig von dem Vertrag abgrhe, sondern aus
der Erfüllung bestehe, wenn nicht ein entsprechendes Aequi -
valent geboten werde . Wertheim -Lohr habe den Zweck , eine
unrentable Bahn rentabel zu machen . Auch von der Linie
Seckach - Miltenberg solle man sich durch die Kosten nicht ab -
schreckcn lassen .

Abg . H < nnig könnte nur sein Bedauern aussprechen ,
wenn die Hoffnungen einer ganzen Gegend zu Wasser würden .
Der volkswirthschaftliche Werth der Bahnen für jene
Gegeno sei ein sehr bedeutender . Schließlich bleibe yur
noch die Hoffnung auf eine Sekundärbahn .

Abg . Huf -sschmid glaubt ebenfalls , daß die Unterlassung
des Bahnbaues in jener Gegend eine äußerst niederschlagende
Wirkung hervorbringe . Wenn im Augenblick nicht möglich
sei, zu bauen , möge man doch das Projekt nicht ganz auf -
gcben .

Nach weiteren Bemerkungen der Abgg . Fauler und
v . Feder wird die allgemeine Diskussion geschloffen.

Zu Tit . ! , Bau neuer Bahnen , H 1, Eisenbahn von
Neckargemünd und Eberbach nach Jagstscld , 18 ^ 55,000 M . ,
bemerkt der Kommissionsbericht , daß in einem früheren Kom -
misfionsberichte nach dem Berichterstatter gewordenen Mit¬
theilungen die Baukosten auf 6 Will . Gulden angeschlagen
gewesen seien , und äußert sodann : „ Die Schwierigkeiten ,
welche das den Neckar entlang ziehende Terrain mit seinen
Tunnels , Uebergängen u s. w . bietet , konnten und durften
dem Blicke des geübten Technikers nichi entgehen " ; das
Planum sei viel zu groß angenommen und bei einem be¬
scheideneren Maße hätte unzweifelhaft eine erhebliche Summe
erspart werden können ; endlich wird das Ersuchen an die
Großh . Regierung gerichtet , „ den an dieser Bahn beschäftig¬
ten Technikern auf ' s strengste anzuempfehlen , sich nur inner¬
halb des Rahmens der bewilligten Geldmittel bei den ihnen
überantworteten Ausführungen zu halten " .

Mit Bezug auf diese Bemerkungen erklärt Staatsminister
Turban : Redner habe selbst hervorgehoben , daß der Aufwand für
die Neckarbahn enorm über dm Voranschlag gestiegen fei, müsse
aber dagegen Einsprache erheben, daß den Technikern , welche
die ersten Uebcrschläge gemacht haben, wovon der Eine übri¬
gens nicht ständig angesteüt gewesen, der Andere inzwischen
verstorben sei , eine Fahrlässigkeit vorgeworfen werde ; jeden¬
falls aber müsse er die jetzt an der Bahn beschäftigten , aus¬
führenden und leitenden Techniker dagegen verwahren , daß

! von ihrer Seite nicht mit der erforderlichen Sparsamkeit ge¬
arbeitet werde und daß es hierzu einer besonders scharfen
Mahnung bedürfe . Redner könne denselben im Gegentheil
das Zeugniß ausstcllen , daß es ihnen ernst sei , in der
Ausführung möglichste Ersparungen eintreten zu lassen , zu¬mal bei einer Bahn , bei welcher Jeder es als bedauerlich
bezeichnen werde , daß sie so theuer sei. Das Planum sei



nicht breiter als erforderlich , seine Erstellung aber sehr kost¬
spielig .

Äbg . Bür kl in l . dankt dem . Staatsminister , daß er sich
der im Kommissionsbericht etwas unfreundlich behandelte »
Techniker angenommen habe . Im Interesse seiner Fachge -
nofscn müsse auch Redner gegen den Kommissionsbericht Ver¬
wahrung einlegen . Redner wünschte zu wissen , auf Grund
welcher Quelle die Kommission zu dem früheren Anschläge
von 6 Millionen Gulden gelangt sei ; 1869 habe die Stadt
Eberbach einen flüchtigen Uebcrschlag für eine Bahn von Neckar¬
gemünd nach Eberbach machen lasten ; wenn dieser Anschlag 1874

zur Grundlage gemacht wurde , so sei dies - nicht Fehler der
Techniker . Bei Abschluß des Staatsvertrages zwischen Baden
und Hessen sei kein Techniker beigezogen worden , wie bisher
überhaupt nicht Hebung gewesen , Techniker zu Staatsver¬
trägen beizuziehen . Detaillirte Kostenüberschläge verlangten
übrigens fast so viel Zeit , als der Bau selbst ; wäre mit dem
Abschluß des Staatsvertrages und dem Bauen gewartet wor¬
den, bis die Ueberschläge fertig seien, so wäre man jetzt höch¬
stens am Anfang des Bauens . Der gegenwärtige Kosten¬
anschlag sei mit größter Gewissenhaftigkeit gefertigt und werde
wahrscheinlich nicht überschritten werden . Die Neckar - Bahn
sei allerdings theuer , gehöre aber nicht zu den theuersten Bahnen ;
dir Bahn Grötzingen - Eppingen sei kostspieliger . Das Planum
sei ganz genau gegeben durch die vsrgeschriebene Breite des
Bahnkörpers und das Nivellement .

Abg . Junghanns : Wenn richtig sei, daß vor Abschluß
von Staatsverträgen Techniker nicht beigezogen werden , so
scheine ihm dies ein großer Mißgriff . Von der Neckarbahn
fürchte Redner , daß sie dm Verkehr von der Ostschweiz
her der Hauptbahn entziehe .

Regierungskommiffär Geh . Rath Muth : Es sei sehr be¬
greiflich , wenn die Budgetkömmission den gegenwärtigen An¬
schlag im Vergleich zur früheren Summe hoch finde . Woher
aber die Annahme von 6,000,000 Gulden in dem früheren Be¬
richte komme , könne Redner nicht finden , es scheine hier wirklich
s. Z . ein Versehen der Budgetkommisston oder Desjenigen ,
von dem sie Auskunft erhalten habe , vorzuliegen . Schon
für die eingeleisige Lokalbahn von Eberbach nach Neckar¬
gemünd habe ein Voranschlag von 7,200,000 Gulden zu Grunde
gelegen , wobei für den Uebergang bei Neckargemünd ein ganz
bescheidener Ansatz , Veränderungen in den Bahnhöfen gar
nicht in Betracht gezogen waren .

Was das Verfahren der Regierung beim Abschluß von
Staatsverträgen betreffe , so sei nicht thunlich , ehe man über das
Zustandekommen sicher

'
sei, durch drei Regierungs gebiete einen

Anschlag aufnehmen zu lassen , der Arhr und Tag erfordere .
Die Neckarbahn werde , nachdem man von der rechtsseitigen
Trace abgegangen sei , jedenfalls auch die Rentabilität der
Odenwald -Bahn erhöhen . Auf Sparsamkeit sei auch von
der Großh . Regierung hingewiesen , sie habe aber bei einem
Terrain wie das vorliegende ihre Grenzen .

Abg . Fauler . Die vorliegende Bahn sei eine besonders
theuere ; das Haus werde den Standpunkt der Kommission
billigen , daß Ueberschreitungen vermieden werden sollen , durch
welche andern Linien , für die auch ein Bedürfniß bestehe, die
Gelder vorweg genommen werdend

Abg . Friderich glaubt , daß das Haus berechtigt gewesen
wäre , der Budgekommission Vorwürfe zu machen , wenn sie
nicht näher nachgeforscht hätte , woher die enorme Ueber -
schreitung komme . Die Bemerkung im Kommissionsbericht
treffe einen immer wiederkchrenden Uebelstand : die Ueber -
schreitung der Voranschläge Seitens der Techniker . Man
könne gewiß nicht mißbilligen , daß von der Kommission sorg¬
sam vorgegangen werde . — Der Hauptbahn wer » übrigens
durch die Neckarbahn kein Verkehr entzogen werden .

Nach einer Bemerkung des Abg . Junghanns , daß
seiner Ansicht nach nur auf Grund gründlicher technischer
Untersuchungen Staatsverträge über -neue Linien geschlossen
werden sollten , erklärt Regierungskommiffär Generaldirektor
Eisenlohr : den Wunsch, , daß Ueberschreitungen der Voran¬
schläge vermieden werden , könne die Großh . Regierung nur
theilen , aber unter 1200 Kilometer der badischen Bahnen be¬
finde sich kaum einer , für den eine wirkliche detaillirte
Kostenberechnung vor der Inangriffnahme bestand . Man be¬
ginne zu einer Zeit zu bauen , wo ein detaillirter Uebcrschlag
gar nicht möglich sei , der , wie erwähnt , fast eben so viel
Zeit wie . der Bau erfordere . Der für die in Rede stehende
Bahn nun seit Kurzem vorhandene detaillirte Uebcrschlag
werde nicht überschritten werden , sondern biete Hoffnung

"
auf

bedeutende Ersparungen .
Es folgen Bemerkungen des Abg . Bürklin I . , des Be¬

richterstatters , der bedauert , Unwillen erregt zu haben ,
sich aber nicht scheuen könne , seine Ansicht auszusprechen , und
behauptet , den Anschlag von 6 Millionen Gulden s. Z . aus
dem Großh . Handelsministerium erfahren zu haben , sowie des
Geh . Rath Muth , der erklärt , daß die Mittheilung nicht
vom Großh . Handelsministerium gekommen sein könne.

8 1 wird genehmigt , ebenso ß 2 Eisenbahn von Müll¬
heim nach Mülhausen Rheinmitte 868,538 M . ' .

Zu § . 3 , Eisenbahn von Hausach nach Schiltach
1,500,000 M . bedauert Abg . Hansjakob , daß hiermit über
die Petition der Gemeinden des oberen Kinzigthalcs , den in
möglichster Bälde zu vollziehenden Weit .erbau der Bahnlinie
Wolfach - Schiltach betreffend , zur Tagesordnung übergegangen
werden solle.

Staatsminister Turban : Der Vorredner befinde sich in
einem Jrrthum ; zusammen 2,600,000 M . seien aus dem
vorigen Budget aufrecht erhalten und diesmal neu eingestellt ,
welche für den Bau gegen Schiltach zu in Verwendung kom¬
men sollen . Nur sei der Wunsch im Kommissionsbericht aus¬
gesprochen , daß mit der Förderung der Strecke soweit zurück¬
gehalten werde , daß die badischen und die württembergischen
Arbeiten in Schiltach Zusammentreffen . Es wäre unrichtig ,
wenn man glauben wollte , daß der Bau nicht fortgesetzt
werde , er werde wohl in der nächsten Budgetperiode voll¬
endet . werden . -

8 3 wird angenommen .

Zu § 4 , Eisenbahn von Freiburg « ach Kolmar , bezw .
Rheinmitte Altbreisach , beabsichtigt die Großh . Regierung
die Bahnstrecke anzukau .fen und ist hierfür der Betrag von
3,295,000 M . an gesetzt . Der Kommissionsbericht erklärt ,
daß die Staatsbahn - Verwaltung diese Strecke bis jetzt gegen
einen jährlichen Pachtzins von 4 </s Prozent des Bahn -
anlage - KapitalS in Betrieb genommen habe , und berechnet
das Ncttoerträgniß auf 77,143 M ., was bei einem Anlage¬
kapital von 1,629,332 M . einer Rente von 4 ^ Prozent
entspreche .

Abg . Bürklin I . muß diese Angaben des Kommissions -
berichts für irrthümlich erklären . Die Bahnverwaltung habe
bisher gegen eine Bauschsummc von 45,000 fl . die Strecke
betrieben ; das berechnete Nettoerträg . .iß seien eben jene
45,000 fl . — also keine Betriebseinnahme , sondern ein
Opfer , das die Staatsbahn - Verwaltung bringe . Wenn man
das E - trägniß betrachte , wie es sich aus dem Anlagekapital
einerseits und der Differenz zwischen Bruttoeinnahme und
Betriebskosten anderseits ergebe , wie also die Bahn künftig
in der eigenen Verwaltung der Staatsbahnen rentiren werde ,
so sei dies gegenwärtig 1,37 , künftig nach hcrgestellter Ver¬
bindung mit Koimar höchstens 2 Prozent . Gleichwohl sei
Redner der Ansicht , daß die Bahn übernommen werde , nicht
nur aus allgemeinen volkswirthschaftlichen Gründen , sondern
auch weil eine Konkurrenzbahn nur als Slaatsbahn gut be¬
trieben werde .

Regierungskommiffär Geh . Rath Muth will sich nicht
darauf einlassen , welche Rente die Bahn gewähren werde ,
der Grund des Ankaufes sei lediglich die Bestimmung des
Gesetzes , wonach die Staatsbahn - Verwaltung , wenn sie den
Betrieb übernehme , von Fertigstellung der Verbindungsbahn
Altbreisach - Kolmar an , einen Pachtzins von 4> /z «/„ des
aufgewendeten Kapitals bezahlen müsse , bis sie von ihrem
Rückkaufsrecht Gebrauch mache . Die Großh . Regierung hoffe
das Kapital zu denselben Bedingungen zu erhalten und werde
dadurch unbeschränkte Eigenthümerin .

Abg . Sartori empfiehlt den Rückkauf der Bahn .
Regierungskommiffär Generaldirektor Eisenlohr kon-

statirt , daß . die Zahlen des Abg . Bürklin k. thatsächlich richtig
seien : was als Ncttoerträgniß angegeben wurde , stelle den Be¬
trag des gewährten Staatszuschuffes , nicht den Ertrag der
Bahn dar . Auch die Renten der übrigen Privatbahnen in
den Betriebsnachweisungen seien in der Weise berechnet .

Nach Bemerkungen des Abg . Fauler , welcher ebenfalls
Rückkauf der Bahn empfiehlt , und ' des Abg . Bürklin I .
wird 8 4 genehmigt .

Zn 8 5 , für Uebernahme der Bahn von Durlach über
Breiten nach Eppingen , bemerkt Abg . BAr : Durch das
Gesetz vom 30 . März 1877 sei die Großh . Regierung nur
zur Zahlung von 4 >/z Proz . verpflichtet . Er frage nun
nach den Gründen , warum der Ankauf , und zwar der so¬
fortige Ankauf beschlossen sei.

Abg . Bücher er spricht der Regierung Dank für den
Eisenbahn - Bau Durlach - Eppingen aus und äußert den Wunsch ,
daß eine Verbindung zwischen der Odenwald - und der Kraich -
gau -Bahn ( Eppingen - Steinsfurth ) hergesteüt werde .

Abg . Junghanys wird gegen den Ankauf der Bahn
stimmen , ist aber auch der Ansicht , daß die Staatsbahn -
Verwaltung zur Verzinsung und Uebernahme nicht verpflichtet
sei . Die Stadt Karlsruhe möge die Bahn selbst betreiben .

Abg . Paravicini : Die Staatsbahn - Verwalrung sei
unzweifelhaft verpflichtet , den Betrieb zu übernehmen und
als Pachtzins 4 ' /s Prozent des Anlagekapitals bis
zum Eigenthümsübergang zu entrichten ; ohne die Ga¬
rantie , daß die Bahn nach ihrer Fertigstellung 4 */s
Prozent bezahle , wäre sie gewiß von Niemand übernommen
worden . Ob sie angekauft werde oder nicht , werde der Stadt
Karlsruhe deßhalb auch gleich sein . Warum man nicht lieber
gleich das abzulragende Kapital zahlen solle, sei nicht ein -
zusehe :̂ .

Abg . Bürklin ! erörtert , daß die Kosten der Kraichgau -
Bahn erheblich höher sein werden , als die der Ncckarbahn .

Regierungskommiffär Geh . Rath Muth : Die Großh .
Regierung habe sich genau an die Bestimmungen des Ge¬
setzes vom 30 . März 1872 gehalten und hiernach den Bau
gegen eine Pauschalsumme übertragen , über deren Feststel¬
lung gründliche und ausführliche Verhandlungen geführt
wurden . Die Großh . Regierung habe sich bei der Kapital¬
beschaffung in der Weise betheiligt , daß die 4 ' /sprozcnt ' gen
Zinsen während des Baues von der Eisenbahn - Schulden -

'

tilgungs - Kasse getragen werden . Für den Bau seien
9,498,000 M . , für die Anschaffung des Geländes 1,110,000
M ., für die Kosten der Beschaffung des Geldes und die
Bauzinsen - Beschaffung 1,392,000 M . gerechnet . Wenn eine
Ersparung an Baukapital oder Zinsen bei früh rer Vollen¬
dung

" der Bahn oder am Geländeankaus eintrete , so müsse
dieselbe an den 12 Millionen abgerechnet werden , im schlimm¬
sten Fall seien diese 12 Millionen zu zahlen , voraussicht¬
lich weniger , eine Nachforderung könne nicht eintreten .

Es sei nun im Budget vorgesehen , der größeren Einfach¬
heit wegen sowie um die Bahn sofort in das unbeschränkte
Eigenthum des Staates übergehen zu lassen , daß . die Eisen¬
bahn - Schuldentilgungs - Kasse , an die das Anlehcn von
12,000,000 M . einbezahlt sei , dies als Selbstschuldnerin
übernehme und

'
hiermit das Kapital abtrage .

Abg . Friderich : In den 12 Millionen für den Bau
der Kraichgau Bahn sei Alles inbegriffen , Beschaffung des
Geldes und Bauzinsen , die ganz bedeutende Beträge aus¬
machen . Rechne man diese mit , so werde sich die Kraichgau -
Bahn pro Kilometer doch ganz bedeutend billiger stellen , als
die Ncckarthal - Bahn . Dabei habe man bei elfterer eine ganz
feste Garantie , daß der Voranschlag nicht überschritten werde ,
und da Techniker , wie z. B . der Abg . Bürklin , denselben als
niedrig bezeichnen , baue man auch billig ; die Bahn werde ein
Beispiel sein , daß man mit festen Voranschlägen bauen könne .
Redner schließt mit der Bemerkung , daß er die Uebernahme
der Strecke Bruchsal . Breiten in eigenen Betrieb als glück¬
lichen Griff bezeichne.

ES folgen Bemerkungen des Abg . v. Blittersdorff ,der dem Abg . Junghanns gegenüber darauf hinweist , daß
es sich nicht um eine Bevorzugung der Stadt Karlsruhe
handle , vielmehr alle Regeln der Billigkeit beobachtet seien
und des Abg . Bürklin l . ; 8 5 wird sodann genehmigt .

Zu 8 6 Eisenbahn von Bruchsal nach Breiten und
Anlage eine» gemeinschaftlichen Bahnhofes in Brette «
4,000,000 , ergreift Abg . Bär das Wort : Es schienen ihm
die Gründe zu fehlen , die es nothwendig oder wünschens¬
wert machten , die Strecke Breiten - Bruchsal anzukanfcn ;der Verkehr auf derselben sei nicht so lebhaft , daß die Ren¬
tabilität gesichert scheine.

'
Dazu komme , daß die Bahnhof -

Anlage in Brette « eine sehr theure sein werde und daß von
dem für Bruchsal , das aufhören solle , Wcchselstation zu
sein früher verwendeten Geld ein Theil brach liegen werde .

Regierungskommiffär Geh . Rath Muth : Es handle sich
auf der Strecke Bruchsal - Bretten um einen bedeutenden
durchgehenden Verkehr ; dieselbe werde nicht zu den unren¬
tabelsten gehören , sondern wahrscheinlich die Rentabilität an¬
derer noch erhöhen . Es ergebe sich > ies schon daraus , daß
die württembergische Regierung sie sehr ungern abtrete , eS
scheine eine ihrer bestrentirenden Linien zu sein . Die Bahn
sei seiner Zeit sehr billig gebaut worden und es werde nur
das Anlagekapital nach Abzug des MinderwertheS abgenützter
Theile vergütet . Was den Bahnhof in Brette « betreffe , so
sei allerdings eine beträchtliche Summe für denselben in Aus¬
sicht genommen ; man werde sich jedoch zunächst mit Pro¬
visorien zu behelfen suchen , immerhin sei ein großer Be¬
trag für Erwerbung des Geländes erforderlich .

Abg . Paravicini erklärt die vorliegende Erwerbung
für eine der vortheilhaftesten im ganzen Budgrt .

Abg . Friderich : Die Bahn habe über 8 Prozent reu -
tirt und wenn man nun das Kapital abzüglich der Ab¬
nützung bezahle , sei dies ein vorthcilhaftes Geschäft , wodurch
man die vorhandenen Linien nähren helfe. Bruchsal werde
übrigens Wechselstation fisr die Reisenden bleiben .

8 7 , Lasten , Vorbcreitnngs - und Verwaltungskosten ,
726,000 M , nebst den eigeiien Einnahmen mit 500,OM M .
erhält die Genehmigung .

Hiermit ist Tit . « erledigt , bei Tit . ! ! , Erweiterung be¬
stehender Bauten , 8 1 , definitive Hochbauten und Herstel¬
lungen , machen die Abgg . v . Freydorf und Jung¬
hanns die gestern schon mitgelheilten Bemerkungen .

Zu 8 6 , Subvention zur Gotthardt - Bahn 550,OM M ., be¬
gründet Abg . Junghanns seinen Antrag auf Strich der
Position . Redner glaube , überzeugen zu können , daß keine Ver¬
pflichtung zur Zahlung der Summe bestehe. Zur Ausführung
des im Jahr 1869 zwischen Italien , der Schweiz und
Deutschland abgeschlossenen Staatsvcrtrages , der für die
Gotthardt -Bahn im Ganzen 187,000,000 Fr . in Aussicht nahm ,
habe sich eine Gesellschaft gebildet , mit der man Grund habe ,
unzufrieden zu sein . Unter dem Konsortium befinden sich
die schlimmsten Wucherer .

Präsident Lamey bemerkt , Daß er diesen Ausdruck nicht
verbieten könne , Redner mit demselben aber wenig Beifall
finden werde .

Abg . Junghanns (fortfahrend ) : Dieses Konsortium
sei zu „ Gründung " einer Aktiengesellschaft geschritten , habe
sich vorweg 8 °/<, gesichert und sodann nur 40 °/ , eingezahlt .
Zugleich sei es auch wieder als Darleiher aufgetreten und
habe 5 °/ , Zins bezogen . Deutschland , das 20,000,000 Fr .
g, tonä poräu beisteuerte , habe sich nicht überzeugt , wie mit
dem Gelbe gewirthschaftet wurde ; es sei so gewirthschaftet
worden , daß nichts mehr vorhanden . Nun sollen nochmals
102,000,000 Fr . gegeben werden . Fast alle Voranschläge
seien überschritten worden ; die Mitglieder des Konsortiums
haben sich auch bei Lieferungen betheiligt und nochmaligen
Gewinn eingesteckt . Die weiteren 60 °/ , Einzahlung wollen
sie nicht leisten . Das Unternehmen sei bankerutt . Warum
Baden noch Zahlungen leisten , Geld in den Schlund werfen
solle , sei nicht ersichtlich , da es fraglich sei, ob das Unter¬
nehmen überhaupt fortgesetzt werden könne . Eine Ver¬
pflichtung der geschilderten Gesellschaft gegenüber sei
nicht vorhanden . Redner bitte , die Positiv « einstweilen
zu streichen .

Staatsminister Turban : Es sei nicht zu bestreiten ,
daß die für die Gotlhardt - Bahn in Aussicht genommenen
Summen nicht hinreichen , und daß nicht nur erforderlich
sei, die bereits versprochenen , sondern auch noch weitere Zu¬
schüsse zu leisten . Die Rekonstruktion des Unternehmens
solle unter Mitwirkung des Reichs geschehen ; man '

gehe auf
Seiten Deutschlands von der Anschauung der Angelegenheit
als einer Ehrensache vom wirthschafllichen und politischen
Standpunkte aus ; Redner glaube , daß wir keine andere
Haltung cinnehmen können , als welche die Reichsregierung
einnimmt . Allerdings handle es sich um sehr bedeutende
Opfer , — man bringe sie aber auf Grund internationaler
Vereinbarungen und Versprechungen und Zusagen gegenüber
dem Reiche . »

Wenn die Rekonstruktion zu Stande komme , werde daS
Reich mit einer weiteren Summe von l 0,000,000 Fr . in
Anspruch genommen , woran Baden wie alle andern Staaten
durch Beiträge betheiligt sei ; von selbst verstehe sich , daß
wenn das Reich eine weitere Subvention leiste , dies nur
geschehe unter der Voraussetzung , daß die Gesellschaft ihre
Verpflichtungen erfülle . Redner habe die Uebcrzeugung , daß
es gelingen werde , die große volkswirthschastliche Arbeit zur
Ausführung zu bringen , ja müßte es beinahe als Schande
bezeichnen , wenn das Werk halb fertig stehen bliebe , und
könne darum nur empfehlen , daß die angesordertc Summe
bewilligt werde , — mit der Versicherung , daß das Reich mit
größter Sorgfalt über das Halten der Verpflichtungen wache.

Abg . Junghanns erklärt nicht gegen den Weiterbau
zu sein, er wünsche aber , daß der Gesellschaft nicht noch mehr
Geld in die Tasche gesteckt werde .

Der Antrag Junghanns wird abgelehnt , Ueber den
Schluß der Sitzung ist unserem ^ gestrigen Berichte nichts
hinzuzufügen .

Druck und Verlag der G . Braun ' schen Hofduchdruckerei .
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